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Der sog., Radikalenerlaß als Problem der deutschen

Innenpolitik.

Daß es kein Recht, am wenigsten ein staatlich zu garan­
tierendes Recht, auf die Zerstörung des Staates als 
Rechtssicherungsordnung gibt und nicht geben kann und daß 
somit, die Verhinderung des Versuchs einer solchen Zerstörur 
jederzeit rechtens ist, das ist eine logische Trivialität 
der Rechts-- und Staatsphilosophie.

Nur scheinbar identisch damit und durchaus nicht trivial, 
vielmehr höchst problematisch ist die Behauptung, Verfas­
sungsfeindlichkeit und Beschäftigung im öffentlichen Dienst 
schlössen einander aus. ,

Solange die in dieser Behauptung steckenden, z.T. sehr 
heterogenen, ja inkommensurablen Implikationen nicht auf­
gedeckt und der je richtigen Argumentationsebene zugeordnet 
werden1, ist eine systematische Problemdiskussion und damit 
natürlich auch eine prinzipielle Problemlösung ausgeschlos­
sen. Erst dann auch wird es möglich sein, die verschiedener 
gesellschaftsanalytischen Argumente gegeneinander abzuwäger 
und den sozialphilosophischen Standort der Streitparteien 
präzise zu bestimmen und zu kritisieren. Kurz: es ist sinn­
los, darüber zu debattieren, ob und wie man sog. "Radikale" 
bzw. sog. "Extremisten" als sog. "Verfassungsfeinde" vom 
sog. "öffentlichen Dienst" fernhalten darf und soll, solanc 
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die damit gemeinten Sachverhalte nicht eindeutig bestimmt 
sind.

Teilweise scheinen nach meinem Eindruck die in der öffent­
lichen Diskussion herrschende Vagheit und Konfusion Metho­
de zu haben, mit der die Beteiligten ihr politisches 
Süppchen kochen zu können glauben. Insofern wird diese 
Untersuchung auch Ideologiekritik zu üben haben.

Ganz entschieden irrig wäre die Ansicht, in dem Streit um 
den sog. Radikalenerlaß gehe es lediglich gleichsam zwi­
schen "Tauben" und "Falken" um das geeignete und ange­
messene Mittel zu einem allseits anerkannten Zweck. Viel­
mehr prallen darin zugleich unterschiedliche Staats- und 
Gesellschaftsauffassungen aufeinander.

Um in das hier angedeutete Dunkel Licht bringen zu könnenl 
bedarf es zunächst einer kurzen Darstellung der relevanter 
rechtlichen und verwaltungspraktischen Tatbestände.

1) Das Grundgesetz bestimmt in Art. 3 3 IV-V :
"Die Ausübung hoheitsrechtlicher Befugnisse ist als stän­
dige Aufgabe in der Regel Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes zu übertragen, die in einem öffentlich-rechtliche 
Dienst- und Treueverhältnis stehen." "Das Recht des 
öffentlichen Dienstes ist unter Berücksichtigung der 
hergebrachten Grundsätze des Berufsbeamtentums zu regeln.'



3

Diesem Auftrag entsprechend heißt es im Beamtenrechts­
rahmengesetz: "Der Beamte steht zu seinem Dienstherrn in 
einem öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis 
(Beamtenverhältnis)."(§ 2 I) 
"In das Beamtenverhältnis darf nur berufen werden, wer 
1) ... 2) die Gewähr dafür bietet, daß er jederzeit für die 
freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des 
Grundgesetzes eintritt, 3) .(§4 I)"Er (der Beamte, 
GG) muß sich durch sein gesamtes Verhalten zu der freiheit­
lichen demokratischen Grundordnung im Sinne des Grund­
gesetzes bekennen und für deren Erhaltung eintreten." 
(§ 35 I)

2) Am 28.1.1972 einigten sich der Bundeskanzler und die 
Ministerpräsidenten der Länder auf "Grundsätze über die 
Mitgliedschaft von Beamten in extremen Organisationen", 
meistens in der Diskussion bis heute irrtümlich und irre­
führend "Radikalenerlaß" oder gar "Berufsverbot" genannt.

Dieser Extremistenbeschluß sollte keine neue Rechtslage 
schaffen. Er betraf vielmehr nur die entschlossene Aus­
schöpfung, und zwar die möglichst bundeseinheitliche Aus­
schöpfung der gegebenen Rechtslage.

Soweit nun in der Folgezeit dieser Extremistenbeschluß in 
das Feuer der Kritik geriet, richtete sich dieses vor allem 
auf zwei Punkte: zum einen auf die Bestimmung in dem. 
Beschluß: "Gehört ein Bewerber einer Organisation an, die
verfassungsfeindliche Ziele verfolgt, so begründet diese
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Mitgliedschaft Zweifel daran, ob er jederzeit für die 
freiheitliche demokratische Grundordnung eintreten wird. 
Diese Zweifel rechtfertigen in der Regel eine Ablehnung 
des Eins te 1 lui 1 g san t r age s. ;zum anderen auf die verschiedenen 
Durchführungsbestimmungen, mit denen die einzelnen Länder 
das Verfahren zur Feststellung mangelnder Verfassungstreue 
eines Bewerbers bzw. Beamten für ihre Einstellungsbehörden 
regelten.

3) Im Gefolge der anschließenden Verwaltungspraxis kam es 
auf Grund von Klagen zu einer Reihe gerichtlicher Beschlüsse 
und Urteile, von denen zwei als höchstrichterliche prinzi­
pielle Bedeutung haben: das Urteil des BVwerG vom 6.2.1975 
und der Beschluß des BVerfG vom 22.5.1975. Im wesentlichen 
- das möge hier zunächst als Bemerkung dazu genügen - 
stellten beide Gerichte die Verfassungskonformität der 
Forderung nach Gewähr der Verfassungstreue bei Beamten­
bewerbern und der Berechtigung der Ablehnung eines Bewerbers 
bei Fehlen einer solchen Gewähr fest.

4) Trotz des Extremistenbeschlusses blieb die Verwaltungs­
praxis in den einzelnen Ländern unterschiedlich; insbe­
sondere wurden auch uneinheitliche Grundsätze bei der 
Prüfung des einzelnen Falls angewendet. Daran änderte auch 
der Beschluß des BVerG nichts, da er selber gerade in 
dieser Hinsicht so unpräzise war, daß bis heute sowohl die 
Regierungs- als auch die Oppositionsparteien sich auf ihn
zur Rechtfertigung ihrer je eigenen Praxis in Bund und
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Ländern berufen..

Ein Gesetzentwurf der Bundesregierung wurde im Oktober 
1975 in einer vom Innenausschuß geänderten Fassung vom 
Bundestag angenommen, im Februar 1976 jedoch vom Bundes­
rat abgelehnt. Ein Gesetzentwurf des Bundesrates zur 
gleichen Sache scheiterte bereits im Bundestag im Herbst 
1975. Der wesentliche Unterschied der beiden Entwürfe 
bestand darin, daß die Mitgliedschaft in einer verfassungs­
feindlichen Organisation nach dem Entwurf des Bundesrates 
in der Regel Zweifel an der Eignung eines Bewerbers begründen 
würde, auch wenn die Organisation noch nicht verboten 
wäre; der Regierungsentwurf hob hingegen ganz auf die Ein­
zelfallprüfung ab.

5) Seitdem verfahren die von CDU und CSU regierten Länder 
weiterhin nach den Bestimmungen des Extremistenbeschlusses 
und der entsprechenden Durchführungsbestimmungen. Die von 
SPD und FDP regierten Länder und die Bundesregierung haben 
sich dagegen auf neue einheitliche Verfahrensgrundsätze 
geeinigt.

6) Über die bisherige Praxi.s der Einstellungsbehörden ist 
quantitativ festzustellen:

In der Zeit vom 1.1.1973 bis zum 30.6.1975 wurden für ca.
450 000 Bewerber in Bund und Ländern Anfragen an die
Verfassungsschutzämter gerichtet..
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In Insgesamt 5675 Fällen (das sind knapp 1,3%) lagen Er­
kenntnisse vor, die den Einstellungsbehörden übermittelt 
wurden.

Eine tatsächliche Ablehnung wegen mangelnder Gewähr der 
Verfassungstreue erfolgte in 328 Fällen (das sind ca. 0,07% 
der Bewerber; also von 10.000 jeweils 7).

Ein quantitativer Vergleich der Ländersituationen bzw. 
-Praktiken ergibt folgendes Bild:

a) Vergleicht man die Zahl der Ablehnungen mit der Zahl der 
Bewerber, so weicht extrem vom Bundesdurchschnitt nach oben 
nur Berlin ab: dort wurden über fünfmal so viele Bewerber 
abgelehnt als durchschnittlich im Bundesgebiet. Nach unten 
wichen erheblich nur NRW und der Bund mit weniger als 
der Hälfte des Durchschnitts ab.

b) Vergleicht man dagegen die Zahl der Ablehnungen mit der 
Zahl der Fälle, in denen den Einstellungsbehörden seitens 
der Verfassungsschutzämter Erkenntnisse übermittelt wurden, 
so bewegen sich Berlin und NRW im Bundesdurchschnitt. Der 
Bund, Hessen und Bremen liegen erheblich darunter, Baden- 
Württemberg um das Doppelte, Rheinl ..-Pfalz um fast das 
Dreifache und Hamburg um das Fünffache darüber. Das heißt 
konkret: während im Bundesdurchschnitt von 100 Kandidaten mit 
Verfassungsschutz-Karteikarte 6 abgelehnt wurden, waren es 
im Bund 1,7; in Hessen 2,7; in Bremen 3,7; in Baden-W. 10," 
in Rh.-Pfalz 16,7 und in Hamburg 28.
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Aus allem ergibt sich: eine eindeutige Dichotomisierung 
hinsichtlich der Verwaltungspraxis einerseits CDU- und CSU- 
regierter Länder und andererseits SPD- und FDP-regierter 
Länder ist für die Zeit bis Mitte 1975 nicht möglich.

Weiter reichende Analysen gestatten diese Ergebnisse leider 
nicht. Insbesondere ist bei den genannten Abweichungen 
vom Durchschnitt nicht feststellbar, ob a) viele Erkenntnis­
fälle in einem Land auf viel Extremismus dort oder auf einen 
fleißigen, alles sammelnden Landesverfassungsschutz schließen 
lassen und ob b) viele Ablehnungen (gemessen an den Erkennt­
nisfällen) in einem Land auf eine besonders unnachsichtige 
Einstellungsbehörde oder auf besonders "harte" Fälle 
schließen lassen.

Eine qualitative Würdigung der bisherigen Verwaltungspraxis 
folgt im weiteren Verlauf dieses Vortrags.

II Besonders auffallend an der in der BRD geführten Diskussion 
ist - von wenigen Ausnahmen abgesehen - ihr rein legali­
stischer Zug. Weder steigt sie, gleichsam pragmatisch, 
hinab in die Wirklichkeit des politischen Alltags, noch 
erhebt sie sich - prinzipiell - zu staatsphilosophischen 
Überlegungen. So wird dann meistens lediglich festgestellt 
bzw. bestritten, daß die Behandlung von Bewerbern um den 
öffentlichen Dienst sich korrekt innerhalb der Schranken 
des positiven Rechts bewege, also legal sei, ohne die Frage 
nach Sinn und Funktion eben dieser Schranken und ohne die 
Frage nach den im weitesten Sinne politischen Wirkungen der 
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ausschließlich an der gegebenen Rechtslage orientierten 
Entscheidungen zu stellen. Es scheint der Glaube zu 
herrschen, unser positives Recht sei derart mit den Wassern 
des richtigen Naturrechts durchtränkt und geweiht, daß 
nunmehr der Rechtspositivismus die einzig adaequate, ja 
gebotene Einstellung sei.

Ich werde mich meinerseits in den folgenden Ausführungen 
nicht an die Rechtslage als eine unveränderlich gegebene 
halten. Selbstverständlich muß auch de lege lata diskutiert 
werden, also gleichsam system-immanent. Aber dabei darf es 
nicht bleiben. Vielmehr sind jene Fragen, die sich aus der 
staatsphilosophischen Problematik einerseits und der poli­
tischen Wirklichkeit der BRD andererseits ergeben, gerade 
de lege ferenda aufzuwerfen, und zwar hinsichtlich auch der 
radikalsten Verfassungsänderung. Man möge mir also bitte 
nicht z.B. vorwerfen, meine Überlegungen übersähen die 
Bestimmungen des geltenden Beamtenrechts. Zumindest Über­
legungen sind ja an dieses nicht gebunden, ohleich manche 
in unserem Lande es gerne so hätten.

Begeben wir uns zunächst auf die rechtspositive Ebene und 
betrachten wir die Lage, wie sie sich insbesondere aufgrund 
des Beschlusses des BVerfG darstellt. Bekanntlich kann 
auf Grund des sog. Parteienprivilegs (Art. 21 GG) eine Par­
tei (im Unterschied zu einer sonstigen politischen Verei­
nigung) ausschließlich dure h das BVerfG für verfassungs­
widrig erklärt werden. Und das Verbot einer solchen Partei 
setzt diese Erklärung voraus, - und folgt ihr allerdings
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auch rechtlich zwingend (§ 46 III BVerfGG).
Sinn dieser Regelung ist es, durch strikte Gewaltenteilung 
das zu verhindern, was in der Weimarer Republik mit Art. 48 
der Reichsverfassung jederzeit möglich war, daß nämlich 
eine Regierung im Einvernehmen mit ihrer parlamentarischen 
Mehrheit unerwünschte politische Konkurrenten ausschaltet.

Nun verlangt das Beamtenrecht die Gewähr dafür, daß der Beam­
te jederzeit für die FdGO im Sinne des Grundgesetzes ein­
tritt. Meines Erachtens zurecht stellt das BVerwG in seinem 
Urteil in Leitsatz 5 fest: "Das Verbotsverfahren nach Art. 21 
Abs. 2 GG und die Beurteilung der beamtenrec htlichen Ver­
fassungstreue (Art. 33 Abs. 2 GG) sind nach Gegenstand und 
Voraussetzungen verschieden. ...", so daß Parteienprivileg 
und die Anforderungen, die sich aus Art. 33 GG in Verbindung 
mit dem Beamtenrecht hinsichtlich der Einstellung in den 
öffentlichen Dienst ergeben, nicht in Widerspruch zueinander 
stehen. Das bedeutet: mit dem Parteienprivileg wird ver­
fassungsrechtlich den Parteien und damit ihren Mitgliedern 
nur für eine bestimmte parteipolitische Tätigkeit ein recht­
licher Spielraum gewährt, den diese Mitglieder deshalb 
nicht auch unbedingt für jede andere Tätigkeit (z.B. im 
öffentlichen Dienst) haben. Hier liegt durchaus kein rechts­
logischer Widerspruch vor.

Das entscheidende Problem ist m.E. überhaupt nicht die 
sog. Prävalenz der Treuepflicht vor dem Parteienprivileg oder 
umgekehrt, sondern die Frage, was allgemein unter "Ver­
fassung sfeindlichkeit" (ein gesetzlich und gerichtlich
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nirgendwo definierter Begriff) zu verstehen sei und 
wer im konkreten Fall über das Vorliegen dieses Sach­
verhaltes zu entscheiden habe.

Dies ist der Punkt, wo zu fragen ist, ob sich nicht gerade 
hier wieder Weimarer Verhältnisse ergeben, indem die 
Entscheidung, was konkret verfassungsfeindlich ist, gänz­
lich in das Ermessen der Politiker gelegt wird, die somit 
ein Monopol für die Bestimmung von Verfassungstreue be­
kommen. Nur scheint mir in dieser Hinsicht die "Urteils­
schelte" gegenüber dem BVerfG nicht angebracht. Nach der 
Rechtslage, an die sich auch das BVerfG zu halten und die 
es im Prinzip nur zu interpretieren hat, sind die Behörden 
berechtigt, die Frage nach der Gewähr der Verfassungstreue 
zu stellen und zu beantworten.

Die Problematik setzt erst dort ein, wo es gleichsam poli­
tisch wird. Und hier - so würde ich sagen - hätte das 
BVerfG sehr wohl die Möglichkeit gehabt, erstens einen ein­
deutigen Richtlinienkatalog aufzustellen und zweitens dort, 
wo es die Verfassung interpretierte, weniger in obrigkeits­
staatlichem Denken zu verharren.

III Greifen wir noch einmal die eingangs gestellte Grundfrage 
auf. Es geht um Schutz vor Bedrohung. Wo bedroht wird, muß 
es einen Bedroher und etwas Bedrohtes geben. Der Bedroher 
wurde allgemein "Verfassungsfeind" genannt, das Bedrohte
ebenso allgemein "die Verfassung".
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Beide, Bedroher und Bedrohtes, verhalten sich komplementär 
zueinander und müssen entsprechend relativ zueinander be­
stimmt werden. Genau hier sind die erwähnte Vagheit und 
Konfusion der Diskussion zu suchen.

Was ist zunächst das Schutzbedürftige und Schützenswerte? 
Für das BVerfG ist es, wie schon erwähnt, lediglich der 
Kernbereich der Verfassung, also das als FdGO Bezeichnete. 
Weder gehören dazu einzelne, über diesen Kernbereich 
hinausgehende Bestimmungen des Grundgesetzes, noch das 
Wirtschafts- und Sozialsystem der BRD, noch gar eine bestimm 
te Regierung und deren Politik.

Verfassungsfeindlich scheint dann jede Einstellung oder 
Haltung zu sein, die diesen grundgesetzlichen Kernbereich 
ablehnt, auch ohne bereits - wie im Falle der Verfassungs­
widrigkeit - dagegen aggressiv zu agieren.

Der besondere Schutz der FdGO soll nun nach dem Willen des 
Beamtenrechts in Verbindung mit dem Grundgesetz und ebenso 
nach der daran orientierten Auffassung des BVerfG in den 
Händen des Berufsbeamtentums liegen. Und also, so ist jetzt 
die einfache Logik, darf ein Beamter nicht Verfassungsfeind 
im angegebenen Sinne sein.

Nehmen wir vorerst die genannten Bestimmungen und 
Abgrenzungen für rechtlich und politisch bare Münze und 
sparen uns die ideologiekritischen und rechts- und staats­
philosophischen Bemerkungen dazu noch auf.
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Dann ist festzustellen, daß die behauptete Gefährdung . 
auf einer falschen Gesellschaftsdiagnose beruht und daß 
entsprechend die angebotene Therapie teils unwirksam, teils 
unnötig und teils sogar gefährlich ist, weil nämlich gleich­
sam Gegengift in hohen Dosen verabreicht wird, wo kein Gift 
ist.

1) Wenn sich jemand wegen einer bestimmten, als verfassungs­
feindlich einzustufenden Einstellung, die er in der (jünge­
ren) Vergangenheit gezeigt hat, als für den öffentlichen 
Dienst ungeeignet erweist, dann hätten nach 1945 die Be­
werber scharenweise abgewiesen werden müssen. Bekanntlich 
war eher das Gegenteil der Fall, ohne daß übrigens bisher 
dem Staat daraus eine sichtbare Gefährdung erwachsen ist. 
In Grenzen wird man auch sagen können, daß auch hier das 
Amt den Menschen prägt, - und dazu gehört auch die freiheit­
lich-rechtsstaatliche Atmosphäre, in der das Amt ausgeübt 
wird.

2) Es besteht eine fatale und gänzlich realitätsferne Neigung, 
bei Verfassungsfeinden Terrorismus und Spionage zu 
assoziieren und dann den Grad der Gefährdung durch Ver­
fassungsfeinde entsprechend hoch zu veranschlagen. Dabei 
überschätzt man erstens gewaltig die Möglichkeiten, die etwa 
die oben genannten 328 abgelehnten Bewerber in den Posi­
tionen, um die sie sich beworben hatten, hinsichtlich einer 
Gefährdung der FdGO tatsächlich gehabt hätten. Zweitens 
übersieht man, daß gerade diejenigen, um die am meisten
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Angstgeschrei erhoben wird, nämlich die Mitglieder sog. 
verfassungsfeindlicher Organisationen, durch ihre zumeist 
offene und jedenfalls öffentlich bekannte Mitgliedschaft 
des entscheidenden Momentes der Gefährlichkeit ermangeln: 
der Camouflage.

3) Vor allem aber liegt der Debatte - und hier sind wir, wie 
ich meine, an ihrem wichtigsten Punkt überhaupt - ein 
in diesem Zusammenhang vollkommen unangemessener Begriff 
von "öffentlichem Dienst" zugrunde. Dadurch reicht das 
Spektrum der rund 4 Millionen in diesem "öffentlichen Dienst" 
Beschäftigten vom Friedhofsgärtner zum Regierungsrat im 
Bundesverfassungsschutz, vom Polizisten bis zum Regierungs­
baudirektor der Autobahndirektion, vom berühmten Lokführer 
zum Buchhalter der Stadtsparkasse etc. etc. Ein chaotisches 
Sammelsurium von Tätigkeitsfeldern, deren Inhaber nur 
eines miteinander gemeinsam haben: eben zum sog. öffent­
lichen Dienst zu gehören. Das für unser Problem entscheiden­
de Merkmal hingegen haben sie nicht miteinander gemeinsam: 
nämlich eine Funktion, für deren Erfüllung die aktive 
Treue zur FdGO condition sine qua non ist.

Hielte man, freiheitlich-rechtsstaatlich konsequent, Ver­
fassungsfeinde nur von solchen Funktionen fern, wo sie eine 
ernstzunehmende Bedrohung darstellten, so schrumpften die 
Dimensionen des Problems ganz erheblich. Von den 1117 links­
extremistischen Landesbediensteten (Ende 1975) waren nämlich 
allein 75% im Schul- und Hochschulbereich tätig; von den 
256 linksextremistischen Bundesbediensteten 81% bei Post




